
N i e d e r s c h r i f t  

der 19. Sitzung des Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschusses am Donnerstag, den 
04. Oktober 2018, 14.30 Uhr, im Besprechungszimmer 3 des Landratsamtes Neumarkt i.d.OPf. 
______________________________________________________________________________ 

Anwesende: 

1. Vorsitzender: 
Landrat Willibald Gailler 

2. die Stellvertreter des Landrats: 
Bauer Josef 
Himmler Helmut 

3. entschuldigt fehlt die weitere Stellvertreterin des Landrats: 
Rackl Heidi 

4. die Kreisräte: 
Bayerl Rudolf  
Dürr Alois 
Ehemann Erwin 
Großhauser Stefan 
Hollweck Siglinde  
Dr. Hundsdorfer Martin 
Jawurek Helmut 
Kellermeier Josef 
Meier Eduard  
Schick Roswitha, Vertreterin für Feihl Richard 
Schmid Martin 
Stagat Günther 
Stehrenberg Johanna 
Weidinger Regina 

5. entschuldigt fehlen die Kreisräte: 
Feihl Richard 
Klein Stilla 

6. die Juristen: 
Dr. Bartsch Gero 
Kühlwein Maximilian 

7. die Kreisbediensteten: 
Endres Michael 
Gottschalk Michael 
Hadwiger Roland 
Hollweck Richard 
Lang Jürgen 
Mederer Markus 
Ried Hans 
Schmauser Johann 
Schreiner Jürgen 

8. Vertreter der Presse 

9. Schriftführerin: 
Stark Rosa 



T a g e s o r d n u n g  

A) Öffentlicher Teil 

1. Anerkennung der Niederschrift der 18. Sitzung 

2. Beschlussfassung über die Anpassung der Entgelte für die Einrichtung und den Betrieb von 
Wertstoffhöfen und Containerstandplätzen 

3. Maximilian-Kolbe-Schule, Staatl. FOS/BOS Neumarkt i.d.OPf.;  
Beschlussfassung über die Ersatzbeschaffung einer Fräsmaschine 

4. ÖPNV: VGN Linie 592, Rufbus Freystadt/Berngau;  
Beschlussfassung über die Verlängerung mit Bezuschussung 

5. ÖPNV: VGN Linie 527, Freystadt-Allersberg/Regionalbahnhof;  
Beschlussfassung über die Verlängerung mit Bezuschussung 

6. Kreisstraße NM 2;  
Beschlussfassung über die Vergabe von Straßenbauarbeiten für eine Oberbauverstärkung 
zwischen Kemnathen und Hamberg 

7. Kreisstraßenmeisterei;  
Beschlussfassung über die Vergabe eines Anbau-Mähgerätes für den Straßenunterhalt als 
Ersatzbeschaffung 

8. Kreisstraße NM 43;  
Beschlussfassung zum Bau eines Radweges in Velburg im Bereich „Am Sperlasberg“ – 
Finanzielle Vorausleistungen für den künftigen Unterhalt des Radweges 

9. Kreisstraße NM 32;  
Ortsdurchfahrt Darshofen, 
Beschlussfassung über die Vergabe eines Planungsauftrages 

10. Beschlussfassung über die Vergabe der Unterhalts-, Zwischen- und Grundreinigung sowie 
Glasreinigung für 
a) Staatliche Fachober- und Berufsoberschule sowie staatliches Berufliches Schulzentrum 
b) Dienststelle Landratsamt Neumarkt i.d.OPf. mit Nebenstellen 

11. Information über die Eilentscheidung zur Vergabe des Erdgasbezugs für Kreiseinrichtungen 
für das Bezugsjahr 2019 

B) Nichtöffentlicher Teil 

1. Behandlung von Themen aus obigen Tagesordnungspunkten, die der Geheimhaltung bedür-
fen 

A) Öffentlicher Teil 

Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und stellt die Ordnungsmäßigkeit der Ladung fest. 
Die Beschlussfähigkeit des Ausschusses ist gegeben. Einwendungen gegen die Tagesordnung 
werden nicht erhoben. 

1. Anerkennung der Niederschrift der 18. Sitzung 
_________________________________________________________________________ 

Gegen die o. a. Sitzung werden keine Einwendungen erhoben. Sie ist damit genehmigt. 

(10:0) 



2. Beschlussfassung über die Anpassung der Entgelte für die Einrichtung und den 
Betrieb von Wertstoffhöfen und Containerstandplätzen 
_________________________________________________________________________ 

Der Vorsitzende teilt mit, in den Bürgermeisterdienstbesprechungen vor wenigen Monaten 
sei die Anpassung der Entgelte für die Einrichtung und den Betrieb von Wertstoffhöfen und 
Containerstandplätzen thematisiert worden. Er bittet Herrn Hadwiger den Sachstand 
vorzutragen. 

Die Kreisräte Großhauser, Stehrenberg, Dr. Hundsdorfer und Jawurek kommen um 
14:34 Uhr zur Sitzung.  

Herr Hadwiger erläutert auf Bitten des Vorsitzenden, den Gemeinden werde seit vielen 
Jahren jeweils ein Entgelt für den Betrieb der Wertstoffhöfe und der Containerstandplätze, 
und um den Aufwand der Gemeinden Wert zu schätzen, gezahlt. Die Entgelte werden in 
entsprechenden Abständen angepasst. Die letzte Anpassung erfolgte im Jahr 2015. Man sei 
der Meinung, eine Erhöhung sei an der Zeit. Aufgrund von Diskussionen in den 
Bürgermeisterdienstbesprechungen wolle man möglicher Weise den Verteilungsmaßstab 
verändern. Derzeit beruhe der Maßstab auf zwei Komponenten; zum einen auf der 
jeweiligen Einwohnerzahl der Gemeinden und darüber hinaus pro vorhandenen 
Containerstellplatz. Diese Regelung trägt nicht dem Rechnung, dass die Wertstoffhöfe im 
Landkreis eine sehr unterschiedliche Ausstattung und einen sehr unterschiedlichen Service 
haben. Man schlage vor, in Zukunft eine dritte Komponente in diese Entgeltberechnung mit 
einzubringen, mit der man diesem Umstand mehr Rechnung tragen könne. An den 
Öffnungszeiten der jeweiligen Wertstoffhöfe solle sich diese orientieren. Öffnungszeiten 
bedeuten Personalaufwand und das bedeutete wiederum Kosten. Hierbei käme man mehr in 
die Richtung, dass anfallende Kosten honoriert werden würden. Um hier einen objektiven 
Maßstab zu finden, habe man das Kriterium „Öffnungszeiten“ als geeignet empfunden. 
Vorschlag wäre nun die Entgeltregelung um diese dritte Komponente zu erweitern, wobei 
Niemandem etwas weggenommen werden soll. Das heißt, bezüglich der bekannten Bereiche 
„Einwohnerzahl“ und „Zahl der Containerstandplätze“ bleibe dieser gewährte Betrag gleich. 
Es sei sichergestellt, dass jede Gemeinde weiterhin bekäme, was sie auch bisher bekommen 
habe und als Steigerung werde diese dritte Komponente mit eingerechnet. Es gebe einige 
Gemeinden, welche keinen richtig qualifizierten Wertstoffhof betreiben, die nur öffentlich 
zugängliche Containerstandplätze haben. Andere Gemeinden wiederum betreiben einen sehr 
großen Aufwand. Diesem Unterschied sei bisher nicht so recht Rechnung getragen worden. 
Konkret in Zahlen würde die Pauschale je Standplatz für einen Containerstandplatz 
275,00 EURO gleichbleiben und ebenso 1,50 EURO je Einwohner. Diese Mindestpauschale 
von 6.000,00 EURO bedeutet im Ergebnis Folgendes: Sei eine Gemeinde so klein, dass sie 
aufgrund der Einwohnerzahl weniger als 6.000,00 EURO bekäme, dann greife diese als 
Untergrenze. Neu wäre in Zukunft die Pauschale je Stunde Wochenarbeitszeit. Wenn eine 
Gemeinde 10 Stunden in der Woche geöffnet hätte, bekäme diese dafür weitere 
3.000,00 EURO. Der Beschlussvorschlag wäre nach diesem Berechnungsmodus zu 
beschließen. 

Der Vorsitzende dankt Herrn Hadwiger für den Vortrag und fragt nach dem bisherigen 
finanziellen Aufwand.  

Herr Hadwiger beziffert den Aufwand für das abgelaufene Haushaltsjahr auf 
ca. 200.000,00 EURO insgesamt, welcher über die Entgeltregelung an die Gemeinden 
ausgeschüttet wurde. Mit diesem neuen Vorschlag würde sich diese Summe etwa 15 % bis 
18 % erhöhen. Ganz genau ließe sich das noch nicht ausdrücken. Man müsse sehen wie viele 
Öffnungszeiten in den Gemeinden im kommenden Jahr praktizieren werden.  

Der Vorsitzende fasst zusammen, man rechne also mit ca. 30.000,00 EURO Mehrkosten.  



Kreisrat Stagat fragt nach eventuellen Auflagen in der Handhabe der Gemeinde, ob jede 
Gemeinde für sich selbst die Öffnungszeiten regle und das Personal dafür abstelle. Er 
möchte wissen wie man damit umgehe, wenn eine Gemeinde beispielsweise 20 Stunden pro 
Woche angebe und beispielsweise kein Personal vor Ort einsetze, aber eine Anlieferung 
möglich sei.  

Herr Hadwiger bestätigt, die Gemeinden betreiben die Wertstoffhöfe jeweils eigenständig. 
Der Landkreis schreibe Personal und Öffnungszeiten nicht vor. Einheitlich bei allen 
Standorten sei die Bestückung mit Containern, sozusagen, die zur Entsorgung fachlich und 
technisch notwendige Ausstattung. Die Verhältnisse in den Gemeinden seien doch sehr 
unterschiedlich, so dass es keinen Sinn machen würde, von Seiten des Landkreises alles 
einheitlich gleich zu ziehen. Daraus resultieren die teils großen Unterschiede. Man wolle den 
Gemeinden weiterhin diese Freiheit und eigenständige Entscheidung bestehen lassen, wie 
lange und mit welchem Aufwand der Wertstoffhof betrieben werden solle. Gleichzeitig 
wolle man aber einen großen gebotenen Bürgerservice doch honorieren.  

Kreisrat Kellermeier kommt zur Sitzung. 

Kreisrat Stagat befürchtet in eine Wundertüte zu finanzieren. Die Gemeinden hätten somit 
banalen Spielraum.  

Herr Hadwiger meint, diese Betriebsstundenregelung eröffne den Kommunen langfristig 
keine Kostendeckung.  

Kreisrat Schmid befürwortet die Zuschussregelung. Man ermögliche damit den Gemeinden 
und den Bürgern eine längere Anlieferungszeit. Bürger würden oft eine begrenzte 
Abgabemöglichkeit monieren. Eine längere Anlieferungsmöglichkeit hier getrennt 
anzubringen sei eine gute Chance.  

Kreisrat Bauer möchte Kreisrat Stagat beruhigen. Die Kommunen müssen den 
Personaleinsatz für Wertstoffhöfe auch bezahlen. Man gehe hier sparsam um. Die 
Kommunen hätten hier nach wie vor bei einer bestimmten Größe eines Wertstoffhofes ein 
Defizit. Ohne Personal könne man keinen Wertstoffhof offen lassen. Ein pures Chaos sei 
vorherbestimmt. An Anlieferungstagen müsse Personal vor Ort sein. Die Kommunen werden 
sich dahingehend nicht bereichern.  

Der Vorsitzende merkt an, es hänge sehr davon ab, wie die Kontrolle gewährleistet sei, um 
einer unkontrollierte Entsorgung von allem Möglichen entgegenzuwirken. 

Auf Bitten von Kreisrat Meier teilt Herr Hadwiger mit, die Öffnungszeiten der 
Wertstoffhöfe bewegen sich zwischen null und fünfzehn Stunden. Keine Öffnungszeit 
bedeute, es gebe einige Gemeinden, die nicht in dem Sinne einen qualifizierten Wertstoffhof 
betreiben. Hier stünden einige Container, die öffentlich zugänglich seien. Diese würden aber 
auch durchaus Probleme machen, weil die Fehlerquote relativ hoch sei. Aus diesem Grunde 
sollen nicht alle gleichermaßen Entgelte bekommen, sondern hier solle differenziert werden.  

Der Vorsitzende fasst zusammen, zur Abstimmung stünde nun die bisherige Regelung plus 
eine entsprechende entgeltliche Entschädigung für den personellen Mehraufwand.  

Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss des Landkreises Neumarkt 
i.d.OPf. beschließt, die Entgelte für die Errichtung und den Betrieb der Wertstoffhöfe 
und Wertstoffinseln gemäß dem Vorschlag der Verwaltung zu erhöhen. 

(15:0) 

Auf Bitten des Vorsitzenden teilt Herr Hadwiger den Zwischenstand zum Ausbau des 
größten Wertstoffhofes des Landkreises mit. Der Bauantrag liege derzeit bei der Stadt 
Neumarkt. Man rechne in Kürze mit der Genehmigung. Parallel dazu werden die 
Leistungsverzeichnisse erstellt, damit anschließend die Ausschreibung stattfinden könne. 
Fachleute hätten von einer Ausschreibung noch in diesem Jahr abgeraten. Für Mitte Januar 



sei die Submission geplant. Bei normalem Verlauf plane man im zeitigen Frühjahr, ca. März, 
mit den Arbeiten zu beginnen. Vorausgesetzt seien brauchbare Angebote. Zeitlich 
abgestimmt erhoffe man sich, mit dem Ausschreibungszeitpunkt mit Leistungsbeginn 2019, 
gute Chancen.  

3. Maximilian-Kolbe-Schule, Staatl. FOS/BOS Neumarkt i.d.OPf.;  
Beschlussfassung über die Ersatzbeschaffung einer Fräsmaschine 
_________________________________________________________________________ 

Herr Lang erläutert auf Bitten des Vorsitzenden die Ersatzbeschaffung einer Fräsmaschine 
für die Metallwerkstatt der Staatlichen Berufsoberschule. Momentan sei eine Maschine im 
Einsatz, welche nicht mehr den Unfallverhütungsvorschriften entspreche. Die zuständige 
Fachkraft für Arbeitssicherheit, Herr Waldau, habe im Zuge der sicherheitstechnischen 
Beratung diese Feststellung gemacht. Zudem erfülle die Maschine auch nicht die 
Anforderungen des neuen Lehrplans Plus. Eine CNC-Programmierung mit 
Datendirektübertragung ist mit dieser alten Maschine nicht möglich. Seit einigen Wochen 
funktioniere die Maschine nicht mehr, weil die CNC-Programmierung der alten 
Fräsmaschine defekt sei. Als wirtschaftlichste Lösung habe sich eine Ersatzbeschaffung 
herausgestellt. Die Schule habe sich erkundigt. Eine entsprechende sicherheitstechnische 
Vorkehrung für die alte Fräsmaschine und die Umprogrammierung der CNC-Steuerung 
würden sich auf ca. 60.000,00 bis 70.000,00 EURO belaufen. Diese Kosten seien relativ 
hoch. Zudem stamme die vorhandene, 35 Jahre alte Maschine aus dem Baujahr 1983. Die 
CNC-Steuerung wurde bereits mehrmals umprogrammiert. Mittlerweile sei diese komplett 
defekt. Die alte Maschine solle über die Zollauktion verkauft werden, um einen Restwert zu 
erzielen bzw. die eigene Entsorgung zu umgehen. Zwei Angebote von der Firma DMG Mori 
München GmbH, Geretsried und deren Tochtergesellschaft DMG Mori Academy, Bielefeld, 
konnten durch den entsprechenden Fachlehrer der Schule eingeholt werden. Weitere 
Anbieter würden nur Industrieanlagen fertigen, welche für die Anforderungen der Schule 
überdimensioniert seien. Diese seien für Profis, gewerbliche Firmen und für überbetriebliche 
Ausbildung ausgelegt. Auch Größe und Gewicht wären für die Räumlichkeiten der Schule 
überdimensional. Industrieanlagen zum Preis von ca. 200.000,00 EURO aufwärts kämen 
sehr viel teurer. 

Auf Nachfrage des Vorsitzenden, wie viele Schüler an dieser Maschine geschult werden, 
teilt Herr Lang mit, die Fachklasse der elften Jahrgangsstufe mit zwei Klassen wechsle 
wöchentlich im Praktikums- und Schulbetrieb. Die Maschine sei während des gesamten 
Schuljahres ganztägig im Dauereinsatz. Nach einer Einführungsphase an den Maschinen 
machen die Schüler Projektarbeiten, bei denen sämtliche Maschinen der Werkstatt eingesetzt 
werden. Diese Metallwerkstatt befinde sich in den Räumlichkeiten der Berufsschule und sei 
montags bis donnerstags täglich von 8.00 bis 17.00 Uhr für den Betrieb geöffnet.  

Kreisrätin Stehrenberg räumt Bedenken ein, weil die neue Fräsmaschine industriellen 
Anforderungen nicht entspreche. Ein Schüler, der nach der Schulausbildung in einen solchen 
Beruf tätig werden möchte, würde ja eigentlich die Voraussetzungen dafür nicht besitzen, 
welche er haben müsste. Würde die Ausbildung aber an einer solchen Maschine stattfinden 
und einen Lehrplan daran erfüllen, stelle sich die Frage, ob denn richtig sei, die Schüler an 
einer nicht industriellen Fräsmaschine auszubilden. 

Herr Lang erklärte, die Schüler der FOS/BOS sollten Grundkenntnisse in der 
Metallverarbeitung erlernen. Ziel sei Grundkenntnisse zu vermitteln. Diese Schüler seien 
nicht in einem gewerblichen Betrieb tätig.  

Kreisrat Dr. Hundsdorfer bezeichnet den Vortrag als schlüssig. Die Schüler sollten an einer 
guten technischen Voraussetzung ausgebildet werden. Bedenklich stimme den Kreisrat die 
sogenannte Entsorgung der alten Maschine. Man hoffe ja, dass man diese nicht selbst 
entsorgen müsse. Er möchte wissen, ob diese alte Fräsmaschine in einem so schlechten 



Zustand sei und nicht doch noch an einen kleiner Handwerksbetrieb aus dem Landkreis, der 
nicht ganz so hohe Ansprüche habe, vermittelt und verkauft werden könne, um eine 
Entsorgung zu vermeiden.  

Herr Lang teilt mit, man wolle versuchen die Maschine über die Internetplattform des Zolls 
anzubieten und zu verkaufen. Es handle sich um eine deutschlandweite Plattform, auf der ein 
weitaus Größeres Interesse gezeigt werde, als wenn die Maschine nur intern im Landkreis 
ausgeschrieben werde.  

Kreisrat Dr. Hundsdorfer befürchtet, dass Landkreisbürger hier nicht zum Zuge kämen.  

Kreisrat Himmler fragt nach dem Unterschied zu Fräszentren im Maschinenbau mit ca. 
500.000,00 EURO Kosten und aufwärts. Das hieße in Fräszentrum werde die Arbeit für 
Firmen erlernt und hier, an dieser Maschine, nur die Grundfertigkeiten.  

Herr Lang bemerkt, im Fachpraktikum müssen die Schüler verschiedenste Grundzüge in 
handwerklichen Tätigkeiten erlernen. Beispielsweise in der Elektroausbildung seien nicht 
die Anforderungen einer Elektrikerausbildung gefordert, sondern nur Grundzüge. Ebenso 
werde in der Holzausbildung z.B. Feilen, Bohren etc. erlernt. Ziel sei hier keineswegs, dass 
man danach in einem gewerblichen Betrieb arbeiten könne.  

Kreisrätin Hollweck möchte wissen, ob man sich auch Gedanken um die Anschaffung 
einer besseren gebrauchten Maschine gemacht habe und welcher Erlös mit der alten 
Fräsmaschine erzielt werden solle.  

Herr Lang teilt mit, dieser Betrag richte sich nach den Interessenten, die sich über die 
Zollauktion melden und welche Angebote abgegeben werden. Erfahrungsgemäß sei das 
Interesse bisher immer sehr groß gewesen. Vorab könne man nur eine Mindestpreisvorgabe 
angeben, den man mit der Schule noch besprechen werde. Man rechne mit ca. 300,00 EURO 
bis 500,00 EURO. Mit einer nicht funktionierenden Maschine werde man nicht mehr 
erzielen.  

Kreisrat Großhauser fragt nach einer Bezuschussung. Man brauche diese neue Maschine ja, 
um einen neuen Lehrplan erfüllen zu können.  

Herr Lang vermeldet, der Landkreis sei Sachaufwandsträger für die Schule, jedoch gebe es 
für die Maschine keinen Zuschusstopf. Er habe sich erkundigt, es gebe 2018 ein 
Digitalbudget, auch für integrierte Fachräume, aber die Fachoberschule falle hier nicht 
darunter, sondern nur berufliche Schulen, Berufsschule, Berufsfachschulen und Fachschulen. 

Der Vorsitzende dankt Herrn Lang und fast zusammen, es sei ausgelotet und die 
Fachoberschule und Berufsoberschule müsse man fachtechnisch vernünftig ausstatten und 
eine zeitgemäße gute Maschine zur Verfügung stellen.  

Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss des Landkreises 
Neumarkt i.d.OPf. beschließt die Ersatzbeschaffung der Fräsmaschine an die Firma 
DMG Mori Academy, 33689 Bielefeld mit einem Auftragspreis von 128.520,00 € zu 
vergeben. 

(15:0) 

4. ÖPNV: VGN Linie 592, Rufbus Freystadt/Berngau;  
Beschlussfassung über die Verlängerung mit Bezuschussung 
_________________________________________________________________________ 

Auf Bitten des Vorsitzenden erläutert Herrn Endres die VGN Linie 592, Rufbus 
Freystadt/Berngau. Diese Linie sei mit das jüngste Kind, welches man im Landkreis habe. 
Sie laufe bereits im dritten Jahr seit 2016. Bekanntlicher Weise sehe man erst nach vier bis 
fünf Jahren, welche Resonanz sich zeige. Die Konzession laufe zum März 2019 aus. Ziel sei, 
diese Linien, welche auslaufen, in ein Gesamtbündel zu geben und dann gesamt aus zu 



schreiben. Rufbus bedeute, dieser fahre nicht immer. Man müsse mindestens eine Stunde 
vorher anrufen, dann werde man zum einigermaßen gefestigten Zeitpunkt geholt. Es bestehe 
keine Konkurrenz zu den bestehenden Linien, sondern in den Zwischenzeitlagen vormittags 
zwischen 8.00 und 12.00 Uhr und nachmittags zwischen 14.00 und 16.00 Uhr. Vereinzelt 
probiere man derzeit im Landkreis aus, wie eine Linie für Lehrlinge vor 6.00 Uhr und nach 
21.00 Uhr angenommen werde. Beim Rufbus Freystadt/Berngau handle es sich um eine 
relativ abgespeckte Version, weil der Bereich Freystadt/Berngau an der Hauptlinie von 
Allersberg, Freystadt nach Neumarkt liege und schon ein relativ hohes öffentliches Angebot 
bereitstehe. Die Stadt Freystadt und Gemeinde Berngau beantragen, dass der Rufbus weiter 
angeboten werde; vorerst bis Dezember 2022. Rückblickend wurde der Rufbus von Januar 
bis August 2018 von 372 Fahrgästen bei 234 Fahrten genutzt. Es gebe das 
Sonderförderprogramm Verbesserung der Mobilität im ländlichen Raum. Aufgrund dieser 
recht komfortablen Sonderförderung und unter Beteiligung der Gemeinden, beziffert sich für 
den Landkreis der Nettozuschuss auf konkret 3.200,00 EURO. Im Jahre 2016 wurde der 
Rufbus ausgeschrieben. Die Firma Steidl Reisen machte damals das wirtschaftlichste 
Angebot mit täglichen Vorhaltekosten von 55,00 EURO und je Besetzkilometer 0,55 EURO. 
Die Firma Steidl würde die Rufbuslinie weiter fahren. Die Gemeinde Berngau und die Stadt 
Freystadt sind mit der Firma Steidl recht zufrieden und man habe gute Erfahrungswerte. Die 
Rufbuslinie Freystadt/Berngau sei nicht die bestlaufende, weil hier sehr viele andere 
Buslinien existieren. Wenn man mit anderen Gebieten vergleiche, sei die Akzeptanz 
wesentlich höher als hier, wobei dann diese Linien bereits fünf bis sieben Jahre laufen und 
bei weniger Fahrten man mehrere tausend Fahrgäste im Jahr beziffern könne. Hier habe man 
den Rufbus weiter verdichtet. Man glaube aber trotzdem, dass das Klientel da sei, um 
Facharztbesuchen und Krankenbesuche zu tätigen oder donnerstags Abend mal in die Stadt 
zu fahren. Dieses Klientel habe den Wunsch, dass es weitergehe. Die Kosten von 
3.200,00 EURO seien ein vertretbarer Betrag, allerdings laufe die ganz hohe Förderung von 
70 % nur drei Jahre. Es gebe eine etwas niedrigere Anschlussförderung weiter. Man sehe die 
Fahrgastzahlen nehmen zu und das Ganze werde akzeptiert. Von Seiten der Verwaltung 
werde vorgeschlagen und unterstützt, die Rufbuslinie Freystadt/Berngau weiter zu betreiben. 
Insgesamt fahren im Landkreis 17 Rufbuslinien. Wenn eine Gemeinde einen Rufbus haben 
möchte, finde man einen Weg und durchwegs positive Resonanz. Mittlerweile fahren 
jährlich ca. 40.000 Fahrgäste mit Tendenz von Jahr zu Jahr steigend. Beginn des Jahres war 
ein Rufbusprojekt in der Bayerischen Landkreiszeitung bekanntgegeben worden. Bei 
Befragung des Landkreises und von Seiten des Ministeriums werde das Projekt Rufbusse 
unterstützt, wo es nur gehe. Rundum sei man dabei die Fahrtlänge anzupassen, wenn es sich 
zeige, dass an anderen Seiten oder zu anderen Zeiten Bedarf bestehe, z.B. für Lehrlinge um, 
vor 7.00 Uhr zum Ausbildungsplatz zu gelangen. Fahrzeiten vor 7.00 Uhr stellen für die 
Busunternehmer jedoch ein Fahrer-Problem dar, weil der Fahrer in dieser Zeit bereits für die 
Schülerbeförderung eingesetzt sei, teilt Herr Endres mit. In der Regel gebe es aber Lösungen 
und man sehe von Jahr zu Jahr, wie das Ganze klappt. Die Kostensituation sei hoch 
subventioniert. Es gebe das Sonderförderprogramm zu Verbesserung der Mobilität im 
ländlichen Raum. Dem war man bereits voraus. Den Rufbus Deining Velburg habe man 
ohne Sonderprojekt gestartet. Alleine die Sonderförderung sei nicht verpflichtend für einen 
Einstieg in die Rufbuslinien. Die Akzeptanz steige von Jahr zu Jahr. Man müsse dabei aber 
werben und bekannt machen. Man vermute noch mehr Potenzial. Derzeit herrsche eine 
starke Konkurrenz zum PKW. Solange noch genügend Parkplätze zur Verfügung stünden, 
falle es schwer, stark für den ÖPNV zu werben. Zielorientierung sei, den ÖPNV auszubauen 
und entsprechende Angebote zu schaffen, dass man im ländlichen Raum bleiben, bauen, 
verzweigen und vertiefen kann. Mit über 40.000,00 Fahrgästen im Jahr, könne man sagen, 
habe man schon etwas erreicht.  

Kreisrat Stagat fragt nach der Möglichkeit von Hohenfels nach Neumarkt mit dem Bus zu 
kommen.  



Herr Endres informiert über die Möglichkeit, mit dem Bus, zu den Schulverkehrszeiten von 
Hohenfels nach Neumarkt zu kommen. Dieser fahre Berufsschüler von Hohenfels über 
Großbissendorf und Velburg nach Neumarkt. Dieser werde bereits in Anspruch genommen. 
Mittags, nachmittags und abends könne man zurückfahren. Während der 
Zwischenverkehrszeiten habe man die Möglichkeit mit dem Rufbus nach Parsberg zu fahren. 
Dort könne man in den Zug einsteigen, nach Neumarkt fahren und auch so wieder 
zurückkommen. Die Anbindung nach Neumarkt sei recht gut. Die meisten Fahrgäste aus 
Hohenfels fahren nach Parsberg über die alte gewohnte Achse. Von hier aus gehe es weiter 
nach Regensburg oder Neumarkt. Mit dem Schulbus zu Berufsschulzeiten fahren 
hauptsächlich Schüler.  

Kreisrat Stagat betont, der volle Schulbus stelle ein Problem dar. Wenn Jemand von 
Hohenfels nach Neumarkt fahren möchte, sei der Bus in Hohenfels bereits voll. Der Bus sei 
für eine bestimmte Anzahl von Personen zugelassen, aber mit nur rund 30 Sitzplätzen. Das 
heißt, der Rest an Schülern müsse stehen. Im Sommer wie Winter werde nach Parsberg eine 
nicht ganz einfache Strecke gefahren. Nach Einschätzungen von Kreisrat Stagat stellt die 
Strecke bei Wildwechsel eine Gefahrenzone dar. Die stehenden Schüler würden bei einer 
Vollbremsung durch die Windschutzscheibe rumpeln. Man müsse mit dem Betreiber 
sprechen, ob nicht die Möglichkeit bestehe, einen vernünftigen Bus einzusetzen, bevor etwas 
Schlimmeres passiere und es zu spät sei. Hier soll man nicht wegsehen, bevor es 
Schwerverletzte oder gar Todesfälle gebe.  

Herr Endres teilt die Meinung mit Kreisrat Stagat teilweise. Zu Beginn eines Schuljahres 
im September und Oktober äußern sich besorgte Mütter von Fünftklässlern, die diese 
Situation nicht gewohnt seien, keinen Sitzplatz zu haben. ÖPNV gebe keine Garantie für 
einen Sitzplatz und heißt für den Unternehmer, dieser müsse verkehrssicher und 
entsprechend den im Fahrzeugschein zugelassenen Richtlinien transportieren. Den 
angesprochenen Beschwerden gehe man derzeit nach, wobei bisher kein Bus überfüllt sei. 
Konkret gehe es um einen Bus mit -laut Kraftfahrzeugschein- 91 zugelassenen Fahrgästen. 
Bei Kontrolle und Zählung der Fahrgäste war der Bus nur mit 69 Fahrgästen besetzt. Die 
Mutter bzw. Eltern beschwerten sich hier, weil man in diesem Bus stehen müsse. Man hätte 
gerne einen Sitzplatzanspruch. ÖPNV gewähre aber nun mal keinen Sitzplatz.  

Kreisrat Stagat meint, die Gefährdung der Schüler sei trotzdem vorhanden und -ja sogar- 
sträflich und zudem ein nicht tragbarer Zustand. Bei scharfem Bremsen könne es trotzdem 
passieren, dass die stehenden Schüler durch die Windschutzscheibe rennen. Eine 
Stellungnahme von Kreisrat Graf wäre dazu wünschenswert, meint Kreisrat Stagat. Dieser 
Zustand müsse abgeschafft werden. Man rede hier nicht von einer Überfüllung der Busse, 
sondern von Stehplätzen, von einem Zustand, in dem die Fahrgäste nicht gesichert seien. 
Man dürfe ländlichen ÖPNV nicht mit dem städtischen vergleichen; vielmehr den 
Streckenverlauf über zwanzig Kilometer bergauf und bergab durch den ländlichen Raum in 
einer kurvenreichen Strecke. Es handle sich um eine nicht einfache Strecke, vielleicht sogar 
um eine der schwierigsten im Landkreis. Man könne sich nicht damit abfinden, den Regeln 
entsprochen zu haben; wenn auch schlecht. Verbesserungen seien hier wünschenswert und 
angebracht.  

Darauf antwortet Herr Endres, man wünsche natürlich, dass nichts passiert. Die Busfahrer 
seien angehalten, ein Fahrverhalten zu praktizieren, dass man sofort anhalten könne, damit 
nichts passiere. Man habe seit fünfzehn Jahren Erfahrungswerte. Zeitweise wurde auch die 
Polizei mit hinzugeschaltet und dabei wurden aus die Fahrgastzahlen gezählt. Man wisse 
wohl um das Wunschdenken, dass jeder Schüler bzw. Fahrgast gerne einen Sitzplatz hätte, 
aber das fordere der ÖPNV nicht. 

Der Vorsitzende bestätigt, man halte sich an die Vorgaben der Beförderungsrichtlinien. 
Busfahrer müssen verkehrssicher mit angepasstem Tempo fahren.  



Kreisrat Bauer fügt an, auf den Strecken nach Regensburg verhalte es sich genauso. Auch 
wenn man von Regensburg nach Prüfening fahre, verhalte sich die Situation auf die 
Geschwindigkeit bezogen und vom Verkehrsaufkommen her genauso. Auch hier seien die 
Busse zu Schulzeiten gesteckt voll. Eine gewisse Geschwindigkeit dürfe hierbei halt nicht 
überschritten werden. Die Busfahrer würden das wissen. In diesem Falle könne man den 
ÖPNV nicht als sträflich bezeichnen.  

Kreisrat Stagat will die Strecke nach Regensburg nicht mit der Strecke von Hohenfels nach 
Parsberg vergleichen. Zumindest solle ein brauchbarer Bus eingesetzt werden, bei dem mehr 
Sicherheit gewährleistet sei. 

Der Vorsitzende betont, ohne gewährleistete Sicherheit dürfe ein Bus gar nicht fahren.  

Herr Endres fügt an, man gehe der Beschwerde nach und sei an der Situation dran. Eine 
ÖPNV-Mitarbeiterin mache bereits Zählungen und nehme mit dem Unternehmer 
Rücksprache. Der Unternehmer selbst sei ebenso bemüht, dass nichts passiere. Die 
Feststellungen von 69 Fahrgästen, bei einer Zulassungserlaubnis für 91 Fahrgäste, erfordern 
aber noch keinen Handlungsbedarf für die Zurverfügungstellung eines anderen bzw. neuen 
Busses. Niemand möchte, dass etwas passiert.  

Der Vorsitzende findet nicht schlecht, dass der Blick auf das Thema ÖPNV etwas geweitet 
wurde, zudem dieses Thema das Landratsamt auch tagtäglich beschäftige. Nun wolle man 
sich dem Inhalt der Tagesordnung aber wieder widmen und zur Abstimmung kommen.  

Kreisrat Himmler fügt an, ob eine Linie im Landkreis gut oder weniger gut laufe, müsse 
man trotzdem das System durchhalten und die Verlässlichkeit herstellen. Ein 
Landkreisinteresse müsse sein, alle diese Linien zu halten. Er sieht den ÖPNV vor allem im 
ländlichen Raum als eine der großen Zukunftsaufgaben.  

Der Vorsitzende fasst zusammen, man habe ein System entwickelt und wolle mit diesem 
das Angebot beständig halten. Wichtig sei aber auch, dass die Gemeinden begleitend 
mitwerben, damit die Bürgerinnen und Bürger das Angebot auch annehmen würden. Das sei 
ein Auftrag aller Beteiligten. 

1. Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss für den Landkreises 
Neumarkt i.d.OPf. stimmt – über den 31.03.2019 hinaus und bis vorerst 12/ 2022 
a) dem Weiterbetrieb des Rufbusses Freystadt-Berngau (VGN-Linie 592) und 
b) der Direktvergabe der Bezuschussung/Rufbusleistungen an die Fa. Steidl 
 Reisen, Buchberg, zu den bisherigen Bedingungen zu. 

2. Grundlage für die Restzuschussfinanzierung zwischen Landkreis und Gemeinden 
ist weiterhin der Aufteilungsschlüssel von je 50 %. 

(15:0) 

5. ÖPNV: VGN Linie 527, Freystadt-Allersberg/Regionalbahnhof;  
Beschlussfassung über die Verlängerung mit Bezuschussung 
_________________________________________________________________________ 

Auf Bitten des Vorsitzenden teilt Herr Endres mit, bei dieser Linie handle es sich um eine 
relativ kleine Linie mit der Frühfahrt um 5.52 Uhr und Rückfahrt um 17.30 Uhr. Die 
Konzession laufe zum 31.03.2019 aus. Auch diese Linie sei mit Harmonisierungszeitpukt 
der Linienkonzessionen im Bündel für Dezember 2022 vorgesehen. Der Bus fährt werktags 
um 5.52 Uhr zum Regionalbahnhof Allersberg. Die Berufspendler würden um 7.00 Uhr in 
Nürnberg die Arbeit beginnen können. Zwischen sechs und vierzehn Fahrgästen, 
überwiegend aus Freystadt kommend, nehmen diese Linie in Anspruch. Zum jetzigen 
Zeitpunkt fahre der Bus auch einige Ortschaften aus dem Raum Roth an, jedoch handle es 
sich hier nur um vereinzelte Fahrgäste. Rückfahrt sei auf dieser Linie um 17.30 Uhr. Gäbe es 
diese Linie nicht mehr, hätte man frühmorgens keine Alternative mehr. Fahrgäste müssten 



dann bereits um 4.35 Uhr fahren mit Ankunft 5.17 Uhr – für einen Berufspendler mit 
Arbeitsbeginn 7.00 Uhr eine nicht brauchbare Verbindung. Nachmittags seien statt 
16.30 Uhr für die Rückfahrt eine Stunde früher bzw. eine Stunde später angeboten. Um 
einen Stundentakt halten zu können, benötige man den Rufbus. Die Stadt Freystadt bittet um 
Weiterführung der Rufbuslinie. Der Landkreis Roth möchte aufgrund weniger Fahrgäste 
aussteigen und plant eine anderweitige Bedienung. Die Rufbuslinie 527 wurde damals 
ausgeschrieben und zu aller Überraschung war das wirtschaftlichste Unternehmen die Firma 
Steidl. Der Landkreis trägt derzeit ein Defizit von 11.300,00 EURO nach Abzug des 
Staatszuschusses. Die Linie laufe zu den Frühzeiten alleine und zu den Abendzeiten parallel 
zu den Linien 516 und 514. Die OVF-GmbH, welche die Linien 514 und 516 betreibe, kam 
auf den Landkreis bezüglich Zuschüsse auf der Linie 514 zu. Derzeit werde geprüft, ob eine 
Integrierung der Linie 527 möglich sei. Auf eine Kostenschätzung und Antwort werde noch 
gewartet. Aus diesem Grund habe man den Beschlussvorschlag zweigeteilt. Die Linie sei 
relativ teuer, wolle diese aber halten. Eine Reihe von ÖPNV-Nutzern wäre sonst angewiesen 
mit dem PKW zum Regionalbahnhof zu fahren. Man wolle den ÖPNV halten, unsere 
Region evtl. noch mehr mit einbinden und die Fahrzeiten optimieren und anpassen. Um eine 
so frühe Fahrt reißen sich keine Busunternehmen. Auch alternativ einen Rufbus hierfür 
einzusetzen sei keine Lösung, da ein Rufbus nur acht Sitzplätze habe. Hierfür brauche man 
einen Großbus. Die Zahlen seien konstant, da es sich um Berufspendler handle. Man sei 
bemüht die Linie wirtschaftlicher zu machen.  

Der Vorsitzende räumt ein, die Linie sei keine wirtschaftlich einfache Lösung und relativ 
teuer. Man wolle die Möglichkeit für Berufspendler aber aufrechterhalten. Schade sei, dass 
der Landkreis Roth aussteige.  

1. Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss für den Landkreis 
Neumarkt i.d.OPf. befürwortet grundsätzlich den Weiterbetrieb der VGN-
Linie 527 (Freystadt-Allersberg/Regionalbahnhof) bis 12/2022. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, eine bestmögliche wirtschaftliche Lösung bei der 
VGN-Linie 527 zu finden; entweder durch Integration in die VGN-Linien 514/516 
oder im Wege der marktorientierten Direktvergabe an die Fa. Steidl Reisen 
(Vertragsverlängerung zu den bisherigen Bedingungen bis 12/2022). 

(15:0) 

6. Kreisstraße NM 2;  
Beschlussfassung über die Vergabe von Straßenbauarbeiten für eine 
Oberbauverstärkung zwischen Kemnathen und Hamberg 
_________________________________________________________________________ 

Herr Schmauser hält die Kreisstraße NM 2 für eine wichtige Verbindung zur 
Bundesstraße 299 bei Pollanten über Ittelhofen, Wissing, Kemnathen und Rasch bis nach 
Willenhofen, zur ehemaligen B 8, Staatsstraße 2660. Die Verkehrsbelastung sei hier mit 500 
Kfz innerhalb von 24 Stunden nicht so hoch. Der Anteil beziffere sich auf 30 Lkws. Es 
handle sich aber doch um eine wichtige Verbindung, um die östlichen mit den westlichen 
Gemeinden zu verbinden. Auch der bisherige Zustand der Straße mache wirklich Sinn, zum 
jetzigen Zeitpunkt die Oberbauverstärkung mit durch zu führen. Auf einer Länge von 
4.175 Metern, rd. 4 Kilometern, wolle man die Oberbauverstärkung durchführen. Man nutze 
dabei den vorhandenen Straßenbau, fräse oben eine Schicht ab, bringe eine 
Asphalttragschicht mit 4 Zentimetern Dicke ein und danach noch eine Schicht mit 
13 Zentimeter, sodass man wieder eine ordentliche, tüchtige Fahrbahn habe. Diese 
Maßnahme sei von Vorteil, man erhalte die Substanz der Straße, die auch für viele (in der 
Regel ca. 40) Jahre wieder halten könne. Man müsse vielleicht nach ca. 20 Jahren mal 
wieder ein Decke machen, aber die Grundsubstanz sei erhalten. Mit einer Fahrbahnbreite mit 
6,50 Metern sei man für die zukünftigen Erfordernisse gerüstet. Zum jetzigen Zeitpunkt 
könne man die kaum sichtbaren, jedoch spürbaren Spurrillen, Risse und Versetzungen mit 



einem verhältnismäßig kostengünstigen Aufwand reparieren. Die Bauarbeiten wurden 
öffentlich ausgeschrieben. Die Oberbauverstärkung solle und könne dieses Jahr noch 
vollzogen werden. Die Finanzierung für diese Maßnahme war im Haushalt nicht enthalten. 
Eigentlich sollte die Kreisstraße NM 14 von Eschertshofen über Niederhofen zur Staatstraße 
hin repariert werden. Diese Maßnahme konnte aus Grunderwerbsgründen nicht mehr 
realisiert werden. Die in einer höheren Summe vorhanden Mittel für die NM 14 werden nun 
für die NM 2 verwendet. Die Beschlussvorlage lautet entsprechend. 

Der Vorsitzende verweist auf die Fördersituation, worauf Herr Schmauser bestätigt, es 
seien Fördermittel über die Regierung vom Freistaat Bayern beantragt worden. Die 
Aussichten schauen gut aus. Der Auftrag werde erst nach der Zusage für die Mittel 
rausgegeben. Man gehe von ca. 50 bis 55 % Fördermittel aus.  

Wichtig sei, fügt der Vorsitzende an, nachdem die Baumaßnahme an der NM 14 nicht zum 
Tragen komme, dass man wegen der freien Gelder die andere Maßnahme vorziehen würde. 
Aus diesem Grunde komme die o.g. Maßnahme als Ersatzmaßnahme ganz gelegen. Man 
wolle seine Kreisstraßen in gutem Zustand wissen. Die NM 14 möchte man im nächsten 
Schritt vornehmen.  

Auf die Frage von Kreisrat Meier, inwieweit die Gemeinde Seubersdorf mit Wissing 
betroffen sei, teilt Herr Schmauser mit, es werde erst ab Kemnathen begonnen. 

Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss stimmt der Vergabe der 
Oberbauverstärkung zwischen Kemnathen und Hamberg an die Firma Schulz, 
Buttenheim in Höhe von 1.141.253,79 € aufgrund des Angebotes vom 20.09.2018 zu. 

Ferner beschließt der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss die 
Finanzierung der Maßnahme aus Haushaltsmitteln, welche ursprünglich für einen 
Ausbau der NM 14 im Bereich zwischen Eschertshofen und der Staatsstraße St 2240 
im Haushaltsjahr 2018 eingeplant waren. Für den Ausbau der NM 14 konnte der 
Grunderwerb nicht vollständig abgeschlossen werden, somit ist eine Realisierung in 
diesem Jahr nicht mehr möglich.  

Haushaltsmittel sind in der erforderlichen Höhe vorhanden. 

(15:0) 

Herr Endres verlässt die Sitzung.  

7. Kreisstraßenmeisterei;  
Beschlussfassung über die Vergabe eines Anbau-Mähgerätes für den Straßenunterhalt 
als Ersatzbeschaffung 
_________________________________________________________________________ 

Herr Schmauser erläutert, die Anschaffung eines neuen Mähgerätes für Bankette, 
Böschungen und Gräben. Es handle sich um ein Kombinationsgerät, beim dem Teile für 
beide Arten von Mäharbeiten mit verbaut sind. Das bisherige Gerät sei seit 2012 im Einsatz. 
Dieses Gerät werden in Doppelschicht betrieben und belastet. Es habe weit über 
8.000 Einsatzstunden geleistet. An den vielen Ausfällen und Reparaturen merke man, wie 
ausgeschlissen das bisherige Gerät sei. Das alte Gerät soll zur Zollauktion kommen. Man 
rechne mit einem Mindestgebot von ca. 2.000,00 EURO. Für die Neuanschaffung gebe zwei 
namhafte Hersteller für den kommunalen Bereich.  

Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss stimmt der Beschaffung 
eines Anbau-Mähgerätes vom Typ Mulag MKM 700 bei der Firma Henne 
Nutzfahrzeuge GmbH, Nürnberg, zum Preis von 96.134,86 € zu. 

(15:0) 



8. Kreisstraße NM 43;  
Beschlussfassung zum Bau eines Radweges in Velburg im Bereich „Am Sperlasberg“ – 
Finanzielle Vorausleistungen für den künftigen Unterhalt des Radweges 
_________________________________________________________________________ 

Auf Bitten des Vorsitzenden erklärt Herr Schmauser, die Stadt Velburg wolle am 
Sperlasberg einen Radweg entlang der Kreisstraße NM 43 errichten. Die Stadt Velburg 
selbst werde den Radweg errichten, allerding wolle man vom Landkreis die Fördergelder, 
die üblicherweise für die Errichtung an die Gemeinden, Städte usw. bezahlt werden. 
Angesetzt sei die Maßnahme mit 270.000,00 €. Nach der Landkreisregelung seien die 
gesamten Kosten zuwendungsfähig. Vom Freistaat Bayern werden Mittel nach 
Art. 13 c FAG beantragt. Hier seien 137.000,00 EURO zu erwarten. Ungedeckte Kosten 
beziffern sich auf 133.000,00 EURO. Die Hälfte der ungedeckten Kosten in Höhe von 
66.500,00 EURO sollen durch den Landkreis als Unterhaltskostenzuschuss mit ausbezahlt 
werden. Eine entsprechende Vereinbarung über diese Vorlage müsse getroffen werden. 

Auf die Frage von Kreisrat Meier teilt Herr Schmauser mit, der Grundstücksankauf für die 
Radwege sei in der Regel zuwendungsfähig. Man schließe sich hier den Förderrichtlinien 
des Freistaats Bayern an. Grunderwerb sei in der Regel förderfähig, wobei hier den 
Grunderwerb die Stadt Velburg selbst tätige.  

Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss stimmt dem Abschluss einer 
Vereinbarung mit der Stadt Velburg über den Bau eines Radweges entlang der 
Kreisstraße NM 43 „AmSperlasberg“ zu. 

Als finanzielle Vorausleistung für den künftigen Unterhalt des Radweges wird der 
Stadt Velburg ein einmaliger Kostenbeitrag in Höhe von 66.500,00 € in Aussicht 
gestellt. Die endgültige Höhe des Kostenbeitrages bemisst sich nach den 
nachgewiesenen zuwendungsfähigen Ausgaben und der staatlichen Zuwendung. 

(15:0) 

9. Kreisstraße NM 32;  
Ortsdurchfahrt Darshofen, 
Beschlussfassung über die Vergabe eines Planungsauftrages 
_________________________________________________________________________ 

Herr Schmauser teilt mit, bei der Baumaßnahme Kreisstraße NM 32, Ortsdurchfahrt 
Darshofen handle es sich um den zweiten Bauabschnitt. Ein Teil wurde bei einer früheren 
Maßnahme bereits ausgebaut. Der größer überwiegende Teil solle nun mit ausgebaut 
werden. Für den Start benötige man eine Planung. Auf einer Gesamtlänge von 590 Meter 
soll die Straße, die momentan in einem schlechten Zustand sei, und einem Flickenteppich 
gleiche, ausgebaut werden. Randbefestigungen seien verbraucht, nicht befestigt oder 
abgegangen. Die Stadt Parsberg hatte den Wunsch zu sanieren, insbesondere auch wegen 
eines fehlenden Gehweges. Auf einer Seite solle in der Planung noch ein Gehweg mit 
untergebracht werden, um eine Verbesserung zu erzielen. Auch im neuen Baugebiet solle ein 
Gehweg zur Ortschaft runter entstehen Die Planung würde zeigen ob Grund erworben 
werden müsse. Bezüglich des Gehweges müsse mit der Stadt eine Kostenregelung getroffen 
werden, weil der Gehweg Aufgabe der Stadt sei. Die Planung beauftrage der Landkreis, 
sodass alles in einer Hand ordentlich von Statten gehen könne. Von drei Büros wurden 
Angebote eingeholt.  

Bezüglich der Kostenaufteilung teilt Herr Schmauser auf Anfrage des Vorsitzenden mit, 
auf die Stadt Parsberg käme bei der Maßnahme ein geringer Anteil von ca. 15 % zu. Mit der 
Realisierung rechne man im Jahre 2020; 2019 sei nicht mehr realisierbar. Dafür hätte man 
die Unterlagen für die Bezuschussung bereits einreichen müssen.  

Kreisrat Bauer hält die Maßnahme für dringend notwendig.  



Der Vorsitzende fast zusammen, man müsse in die Planungen jetzt einsteigen, um das 
Projekt voranzutreiben. 

Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss stimmt der Vergabe des 
Planungsauftrags an das Ing. Büro Dotzer, Neumarkt in Höhe von 54.109,35 € 
aufgrund des Angebotes vom 25.09.2018 zu. 

(15:0) 

10. Beschlussfassung über die Vergabe der Unterhalts-, Zwischen- und Grundreinigung 
sowie Glasreinigung für 
a) Staatliche Fachober- und Berufsoberschule sowie staatliches Berufliches 
Schulzentrum 
b) Dienststelle Landratsamt Neumarkt i.d.OPf. mit Nebenstellen 
_________________________________________________________________________ 

Auf Bitten des Vorsitzenden erläutert Herr Mederer, aufgrund des Gesamtauftragswertes 
mussten die Reinigungsarbeiten europaweit öffentlich ausgeschrieben werden. Der 
Landkreis bediene sich seit Jahren von dem Fachbüro Pfiff. Dreizehn Angebote seien 
eingegangen. Diese Angebote wurden in Stufen geprüft. Inhaltlich und formell musste man 
zwei Angebote ausschließen. Zur Ausführlichkeit wurde von der Firma Pfiff eine 
Musterkalkulation erstellt. Referenzwerte zu kalkulierten Stunden und über den kalkulierten 
Preis wurden hierbei festgelegt. Das wirtschaftlichste Angebot wurde herausgezogen. Die 
Unterhalts- und Grund- und Zwischenreinigung wurde mit einer Bewertungsmatrix 
versehen. Diese gehe davon aus, dass 55 % der Preis gewertet wird und zu 45 % werden die 
kalkulierten Stunden für das Reinigungspersonal und für die Objektleitung gerechnet. Die 
Vergabe richtet sich nicht rein nach dem Preis, sondern man sehe auch wie viele Stunden für 
das Objekt eingesetzt werden. Die Glasreinigung ergebe einen hundertprozentigen Preis. 
Diese finde zweimal im Jahr statt. Bei Los 1: Unterhalts- Zwischen- und Grundreinigung 
Schulen liege Götz Gebäudemanagement, Regensburg, vorne. Bei Los 2: Glasreinigung 
Schule liegt Jura-Gebäude-Service, Neumarkt vorne. Diese Lose werden getrennt vergeben. 
Bei Los 3: Unterhalts-, Zwischen- und Grundreinigung Dienstgebäude bleibt die Firma 
Kattenbeck aus Nürnberg vorne und auch bei Los 4: Glasreinigung Dienstgebäude hat die 
Firma Kattenbeck aus Nürnberg das günstigste Angebot abgegeben.  

Der Reinigungsrhythmus sei etwas verändert worden, teilt Herr Mederer auf Nachfrage des 
Vorsitzenden mit. An den beruflichen Schule habe man die Reinigungshäufigkeit von 
2 ½ mal auf drei feste Tage pro Woche erhöht, um einen besseren Reinigungsgrad zu 
erzielen. Das ergebe eine Erhöhung zum bisherigen Preis von ca. 20 %. Im Landratsamt 
werde das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ausziehen. Somit kommen ab 
dem 01.01.2019 zu reinigende Flächen hinzu.  

Kreisrat Kellermeier geht davon aus, dass nach dieser doch relativ aufwändigen 
Ausschreibung die Vertragslaufzeit nur zwei Jahre betrage und fragt nach einer 
Verlängerungsoption. 

Herr Mederer bestätigt, es sei für zwei Jahre ausgeschrieben. Dies habe sich mittlerweile 
auch bewährt. Wenn es Probleme mit der Reinigungsfirma geben würde, sei man in der Lage 
den Vertrag nicht mehr zu verlängern. Ist man aber mit der Reinigungsleistung zufrieden, 
werden die Verträge so ca. um drei Jahre verlängert. In der Regel hätte man dann für die 
Ausschreibung einen Fünf-Jahres-Rhythmus.  

1. Mit der Durchführung der Unterhalts-, Grund- und Zwischenreinigung an der 
Staatlichen Fachober- und Berufsoberschule in Neumarkt i.d.OPf. (Maximilian-
Kolbe-Schule) und des Staatlichen Beruflichen Schulzentrums Neumarkt i.d.OPf. 
(Los 1) wird ab dem 01.01.2019 die Fa. Götz Gebäudemanagement aus Regensburg 
entsprechend dem Angebot vom 23.07.2018 beauftragt. 



2. Mit der Durchführung der Glasreinigung an der Staatlichen Fachober- und 
Berufsoberschule in Neumarkt i.d.OPf. (Maximilian-Kolbe-Schule) und des 
Staatlichen Beruflichen Schulzentrums Neumarkt i.d.OPf. (Los 2) wird ab dem 
01.01.2019 die Fa. Jura-Gebäudeservice aus Neumarkt i.d.OPf. entsprechend dem 
Angebot vom 23.07.2018 beauftragt. 

3. Mit der Durchführung der Unterhalts-, Grund- und Zwischenreinigung (Los 3) 
und der Glasreinigung (Los 4) am Landratsamt Neumarkt i.d.OPf. mit 
Nebenstellen wird ab dem 01.01.2019 die Fa. Kattenbeck aus Nürnberg 
entsprechend dem Angebot vom 20.07.2018 beauftragt. 

(15:0) 

11. Information über die Eilentscheidung zur Vergabe des Erdgasbezugs für 
Kreiseinrichtungen für das Bezugsjahr 2019 
_________________________________________________________________________ 

Herr Mederer erklärt, der Landkreis Neumarkt i.d.OPf. nur im Stadtgebiet Neumarkt 
Erdgas von den Stadtwerken Neumarkt i.d.OPf. Die übrigen Landkreiseinrichtungen, in 
Parsberg an der Biomasse-Fernwärme hängen und in Berching die Realschule und auch der 
Kreisbauhof über Fernwärme versorgt werden. Nur in Neumarkt selbst habe man 
Erdgasverbrauch. Am 24.09.2018 sei in der Fraktionsvorsitzenden-Besprechung die 
Situation angesprochen und abgeklärt worden. Am 25.09.2018 wurden Angebote von drei 
am regionalen Markt tätigen Unternehmen eingeholt. Aufgrund des Vorschlags eines 
Kreisrats wurde auch einmal bei Internetportalen nachgesehen. Bei den zwei größten 
Anbietern sei nachgefragt worden und diese teilten schriftlich mit, dass die Abnahmestruktur 
von zehn bis zwölf Schulen für ihr Konzept nicht passen würde. Beide gaben kein Angebot 
ab. Abgefragt und gewertet wurde der reine Gaspreis. Die Netzbetriebskosten, Erdgassteuer 
und Konzessionsabgaben seien nicht beeinflussbar. Man bewege sich hier bei 1,5 Cent/kWh, 
die automatisch hinzugerechnet werden müssen. Die Preise haben auf dem Energiesektor 
kräftig angezogen. Seit Mai beobachte man die Preisentwicklung bei örtlichen Anbietern. 
Nach den immer mehr steigenden Preisen habe man im September nun diese 
Eilentscheidung, über den Landrat, getroffen. Drei Anbieter hätten signalisiert, dass nach 
den Feiertagen die Börsenpreise höher seien, deshalb habe man sich entschlossen, an diesem 
Dienstag zu entschieden. Bei diesem tagtäglichen Handel, bekäme man die Preise bis 
11.30 Uhr rein und die Entscheidung müsse bis 16.00 Uhr für den Zuschlag erteilt sein. Im 
Vergleich zu diesem Jahr betrage die Preissteigerung 60 %. Verbraucht würden 
5.248.588 kWh an den Abnahmestellen. Den günstigsten Preis bot die Firma Rödl energie 
Neumarkt i.d.OPf. an. Der Landrat erteilte somit am 25.09.2018 den Auftrag an die Firma 
Rödl energie Neumarkt i.d.OPf. 

Der Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltausschuss des Landkreises Neumarkt 
i.d.OPf. nimmt Kenntnis von der durch den Landrat am 25.09.2018 getroffenen 
Eilentscheidung, den Auftrag für den Erdgasbezug für Kreiseinrichtungen für das 
Bezugsjahr 2019 an die Fa. Rödl energie, Neumarkt i.d.OPf. zu vergeben. 

(15:0) 

B) Nichtöffentlicher Teil 
 


